
ECLI:DE:BGH:2023:100123B2STR376.22.0 

 

 
BUNDESGERICHTSHOF 

 
BESCHLUSS 

 
2 StR 376/22 

vom 

10. Januar 2023 

in der Strafsache 

gegen 

 

 

 

 

 

wegen schweren Wohnungseinbruchdiebstahls u. a. 
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Der 2. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat nach Anhörung des Beschwerde-

führers und des Generalbundesanwalts – zu Ziff. 2. auf dessen Antrag – am 

10. Januar 2023 gemäß § 349 Abs. 2 und 4, § 354 Abs. 1 StPO analog beschlos-

sen: 

 

1. Auf die Revision des Angeklagten wird das Urteil des Landge-

richts Köln vom 6. Mai 2022, soweit es ihn betrifft, im Einzel-

strafausspruch zu Fall II. 3. der Urteilsgründe dahin geändert, 

dass der Angeklagte zu einer Einzelfreiheitsstrafe von einem 

Jahr und drei Monaten verurteilt ist. 

2. Die weitergehende Revision wird verworfen.  

3. Der Beschwerdeführer hat die Kosten seines Rechtsmittels zu 

tragen. 

 

 

Gründe: 

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen schweren Wohnungsein-

bruchdiebstahls in neun Fällen, davon in sechs Fällen in Tateinheit mit schwerem 

Bandendiebstahl, zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von vier Jahren und sechs Mo-

naten verurteilt und die Einziehung des Wertes von Taterträgen angeordnet. Die 

Revision des Angeklagten, mit der er die Verletzung materiellen Rechts bean-

standet, hat den aus der Entscheidungsformel ersichtlichen geringen Teilerfolg; 

im Übrigen ist das Rechtsmittel unbegründet im Sinne von § 349 Abs. 2 StPO. 
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1. Die Schuld- und Strafaussprüche in den Fällen II. 1., 2., 4. bis 9. der 

Urteilsgründe, der Schuldspruch im Fall II. 3. der Urteilsgründe und die Einzie-

hungsentscheidung weisen keinen den Angeklagten beschwerenden Rechtsfeh-

ler auf.  

2. Die im Fall II. 3. der Urteilsgründe verhängte Einzelfreiheitsstrafe von 

einem Jahr und sechs Monaten ist auf ein Jahr und drei Monate herabzusetzen 

(§ 354 Abs. 1 StPO analog). Wie das Landgericht zutreffend ausgeführt hat, ist 

es bei der Festsetzung dieser Einzelstrafe einem Wertungsfehler unterlegen, weil 

es in vergleichbaren Fällen geringer Beute Einzelfreiheitsstrafen von einem Jahr 

und drei Monaten verhängt hat (vgl. Fälle II. 4., 5., 7. bis 9. der Urteilsgründe).  

Die geringfügige Abänderung dieser Einzelfreiheitsstrafe lässt den Ge-

samtstrafenausspruch von vier Jahren und sechs Monaten Gesamtfreiheitsstrafe 

angesichts weiterer Einzelfreiheitsstrafen von zwei Jahren, einem Jahr und neun 

Monaten und – in zwei Fällen – von einem Jahr und sechs Monaten unberührt. 
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3. Angesichts des geringen Erfolges der Revision ist es nicht unbillig, den 

Angeklagten mit den gesamten Kosten seines Rechtsmittels zu belasten (§ 473 

Abs. 4 StPO). 

 

Franke  Appl  Krehl 

 Zeng  Grube 

 

 

Vorinstanz: 

Landgericht Köln, 06.05.2022 - 117 KLs 19/21 
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